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                                      Helfer von Verfolgten und Diskriminierten
Eine Säule der Homosexuellenverfolgung in Deutschland war die DENUNZIATION homosexueller Männer durch ihre Nachbarn, Kollegen, Vermieterinnen und Hauswirte, durch Soldaten, Hotelportiers, Zech- und Skatbrüder, durch Blockwarte oder Verwalter sozialer Institutionen, durch Verwandte und Bekannte. Ohne deren intensive und unermüdliche Mithilfe hätte die Kriminalpolizei/hätten die Verfolgungsbehörden sehr viel weniger sich gleichgeschlechtlich betätigende Männer dingfest machen und hätten deutsche Gerichte nur einen Bruchteil von ihnen verurteilen können.

Folgt man den erhalten gebliebenen Strafakten des Hamburger Staatsarchivs, entsteht der Eindruck, als hätten zahlreiche deutsche Männer und viele deutsche Frauen sich verschworen, ihren schwulen Mitmenschen den Garaus zu machen.

Beispiele aus zwei willkürlich ausgewählten Akten mögen dies illustrieren:

I. 

Hans Riecken (* 1884), Mit-Inhaber des seinerzeit in Ahrensburg renommierten Gasthauses Fasanenhof in der Manhagener Allee, war Mitte September 1936 nach § 175 StGB zu einem Jahr und 9 Monaten Gefängnis unter Anrechnung der Untersuchungshaft verurteilt worden.

Damit war Hans Riecken in Ahrensburg als Schwuler abgestempelt und stand nach der Haftentlassung Ende Mai 1938 unter Beobachtung seiner Mitbürger. Wie dies aussah, belegt folgende „Erklärung“ vom 21. April 1943: „Hiermit erklären die Unterzeichneten: Im Anschluß an einen Theaterbesuch etwa im November/Dezember 1939 suchten wir, da noch bis zur Abfahrt des Zuges nach Ahrensburg eine Stunde Zeit war, den Wartesaal II. Klasse im Hamburger Hauptbahnhof auf. Als wir uns dort nach einem Platz umsahen, gewahrten wir den Gastwirtsgehilfen Hans Riecken aus Ahrensburg an einem Tisch sitzend in Gesellschaft von 2 jüngeren Soldaten. Eine einwandfreie Feststellung  der Person des Riecken ist erfolgt; denn wir sind zweimal an dem Tisch vorbeigegangen“.

Unterschrieben wurde diese „Erklärung“ von drei Ahrensburgerinnen, nämlich der „N.S. Schwester Sofie Brockenhuus“ aus bester holsteinischer Familie, von „Hertha Jörns“ und „Ilse Scheele“, bei der es sich möglicherweise um die Ehefrau oder Verwandte des Ahrensburger Bürgermeisters zwischen 1935  und 1940 Heinrich Scheele handelt.
Diese „Erklärung“ wurde vom neuen Ahrensburger Bürgermeister Hans Gramm (1940 – 1945) am 24. April 1941 über den Landrat des Kreises Stormarn in Hamburg-Wandsbek der Geheimen Staatspolizei in Lübeck zugeleitet. In Gramms Begleitschreiben heißt es, dass „der dringende Verdacht“ bestehe, dass „Hans Riecken weiterhin in unerlaubten Beziehungen zu jungen deutschen Menschen insbesondere zu Angehörigen der Wehrmacht steht oder solche sucht und somit eine Gefahr für diese bildet. Ich halte es daher für angebracht, daß sofort Maßnahmen zur Entziehung der persönlichen Freiheit gegen Riecken in die Wege geleitet werden. Evtl. ist es zweckmäßig, zunächst die Verbüßung der restlichen Gefängnisstrafe anzuordnen und inzwischen die Ermittlungen insbesondere in Sachen Flebbe [einem Bekannten Rieckens] abzuschließen, um alsdann evtl. die Anwendung der Sicherungsverwahrung anstreben zu können.

Im übrigen erlaube ich mir, ein an sich bereits älteres Bild des Hans Riecken vorzulegen, aus dem seine widernatürliche Veranlagung ganz eindeutig hervorgeht. [Es handelt sich um das Foto eines tanzenden Männerpaares in fasching-ähnlicher Verkleidung].  Das Bild überreiche ich mit der Bitte, durch Anstellung von Ermittlungen evtl. festzustellen, wer der Partner des Riecken ist. Es wird vermutet, daß es sich um einen Buchhalter Alfred Schmelze in Hamburg handelt, der bei Riecken früher die Bücher geführt hat“.
Keine der Unterstellungen und Vermutungen, die in den beiden Denunziationsschreiben geäußert wurden, hielt den kriminalpolizeilichen Ermittlungen stand (1).

II.

Am 15. April 1940 erschien beim Eilbeker Polizeirevier die 1890 in Rostock geborene und in der Conventsstraße wohnende Margarete Jessen und erstattete Anzeige gegen Nikolaus Scherer (* 1906 in Quierschied/Saar). Sie vermutete in ihm einen Schwulen, weil er – insbesondere an Wochenenden – von vielen Männern besucht werde/ weil er insbesondere an Wochenenden häufig Männerbesuch habe. Jessen verwies überdies auf einen Nachbarn, der dasselbe meine.

Dieser Nachbar, der 1907 in Schnappach/Saar (heute Sulzbach-Schnappach) geborene Hermann Klein war während seiner polizeilichen Befragung am 20. April 1940 nur zu einer Aussage bereit, wenn ihm garantiert werde, dass sein Name nirgends erscheine. Klein unterstellte Scherer ebenfalls homosexuelle Beziehungen, u. a. zu Kleins Schwager, dem Zimmervermieter Scherers namens Wilhelm Mäs (* 1909 in Bildstock/Saar).
Nach/Mit diesen beiden Denunziationen lief die Ermittlungsmaschinerie gegen den 34jährigen Nikolaus Scherer an.

Ihn beschuldigte nun auch die Frau seines Vermieters und Schwester Kleins, die 1911 in Friedrichsthal/Saar geborene Anna Mäs geborene Dinger – und zwar ebenfalls unter der Bedingung, dass Scherer von ihrer Aussage nichts erfahre. Anna Mäs wies die Kriminalpolizei darauf hin, dass Scherer in den einschlägigen Lokalen Anker und Bunte Kuh auf St. Pauli verkehre und dass seine Unterwäsche und Taschentücher Spermaflecken aufwiesen. Im Auftrag des Kriminaloberassistenten Voigt sah Anna Mäs die Speziallichtbildkartei der Kriminalpolizei durch und identifizierte zwei Partner Scherers. Außerdem gab sie an, dass Scherer sich häufig im Katholischen Gesellenverein in der Mühlenstraße aufhalte.

Der Leiter dieses Gesellenhauses –Fritz Ochsenfart – gab den Kriminalbeamten/Ermittlungsbeamten bereitwillig Auskunft: „Er, Ochsenfart, habe schon immer den Scherer in Verdacht gehabt, daß er schwul sei“, notiert Voigt. 

Ochsenfart gab der Kripo auch den Hinweis, wann Scherer im katholischen Gesellenhaus anzutreffen sei und verhaftet werden könne, und erwähnte überdies, dass auch Wilhelm Mäs zu den jungen Leuten um Scherer gehörten.

Später identifizierte Ochsenfahrt mehrere Personen mehrere Personen auf fotos aus Scherers Besitz.

„Aus Geschäftsrücksichten“ bat Ochsenfahrt „um Geheimhaltung seines Namens“, notierte Voigt.

Verurteilt wurde Scherer schließlich wegen homosexueller Handlungen mit einem einzigen Mann. Mehr hatte ihm trotz aller Denunziation und kriminalpolizeilichen Ermittlungen nicht nachgewiesen werden können.

Die Ermittlungen gegen Wilhelm Mäs scheinen eingestellt worden zu sein (2).

Die beiden Beispiele mögen genügen. Sie stehen exemplarisch für Tausende ähnlicher Vorgänge; denn wer sich mit der Verfolgung homosexueller Männer beschäftigt, dem begegnen immer wieder auf den ersten Seiten einer Strafakte Eintragungen eines Revier-Polizeibeamten wie: „am x-ten erschien hier Frau/Herr y und erhob Anzeige…“ oder „wie uns vertraulich mitgeteilt worden ist…“ (3).
Viele der Denunzianten baten darum, ihre Namen nicht bekannt werden zu lassen, was nur das Unanständige ihres Tuns unterstreicht/betont.

Die nun zwangsläufig folgenden Ermittlungen beschränkten sich häufig nicht auf die Vernehmung eines Beschuldigten, sondern bezogen oft auch dessen persönliches Umfeld, 

d. h. Familienangehörige, Nachbarn, Vermieter, Kollegen und bei Jugendlichen auch deren ehemalige Klassenlehrer mit ein. Äußerungen/Aussagen dieses Personenkreises zum Leumund eines Beschuldigten enthalten entweder Vernehmungsaufzeichnungen der Kriminalbeamten oder aber  von der Staatsanwaltschaft angeforderte Gutachten der Ermittlungshilfe der Strafrechtspflege und  - bei Jugendlichen – der Jugendfürsorge des Jugendamtes.

Viele dieser Aussagen/Leumundszeugnisse belasteten die Beschuldigten, doch ist den Strafakten durchaus auch Erfreuliches und Überraschendes zu entnehmen, denn es gab in der Verfolgungszeit  gleichgeschlechtlicher Männer gar nicht so wenige Menschen, die schwule Männer nicht denunzierten, die ausweichend antworteten, die vorgaben, nichts zu wissen, die Beschuldigte schützten, zu ihren Gunsten manchmal sogar erkennbar logen und die Verurteilte nach Verbüßung der Strafe aktiv halfen. 

Die Strafakten enthalten keinen Hinweis darauf, dass Menschen, die keine denunziatorischen Aussagen machten und die schwule Männer unterstützten, staatlicherseits gemaßregelt oder in Schwierigkeiten gebracht worden wären.
Den verächtlich gemachten und von Partei und Staatsführung als Volksschädling oder gemeinen Verbrecher bezeichneten/betrachteten gleichgeschlechtlich begehrenden Nachbarn, Mieter oder Kollegen nicht anzuzeigen oder während kriminalpolizeilicher Ermittlungen nicht anzuschwärzen, sondern zu schützen, ist gewiss noch keine Widerstandshandlung, noch kein Rettungswiderstand (um einen Begriff von Arno Lustiger zu verwenden), zeugt aber von Zivilcourage, wäre es doch viel leichter und möglicherweise vorteilhafter gewesen, opportunistisch mit den Wölfen zu heulen und einen warmen Bruder und Hundertfünfundsiebziger zur Strecke zu bringen.
Als Aktiven  Anstand bezeichnete Fritz Stern ein solch couragiertes Verhalten, zu dem es aus unterschiedlichen Gründen kommen konnte – aus Überzeugung, dass gleichgeschlechtliches Verhalten kein strafwürdiges Vergehen sei, aus Zuneigung zu einem sympathischen Kollegen oder netten Mieter, aus Mitleid für einen Mann, der niemandem etwas Böses getan hat, aber auch aus eigennützigen Motiven/ aus weniger altruistischen Motiven wie dem Wunsch, auf einen zuverlässigen und tüchtigen Mitarbeiter nicht verzichten zu müssen.

Dieser aktive Anstand, und zwar sowohl nicht-denunziatorisches als auch solidarisches Verhalten, soll im Folgenden ein Gesicht bekommen/erhalten.

Eingegangen wird zunächst auf eine Reihe Personen, die während ihrer Befragung einen gleichgeschlechtlich begehrenden Mann nicht belasteten oder die ausweichend oder dilatorisch antworteten, wobei nicht immer klar ist, ob manche von ihnen tatsächlich nichts wussten oder ob sie dies nur vorspiegelten – auf jeden Fall sind sie nicht der Versuchung erlegen, etwas zu erfinden oder zu vermuten, was in die von der Kripo gewünschte Richtung ging.

Zu diesem Personenkreis gehören im Übrigen auch Männer, die als Beschuldigte scharfen Verhören unterzogen wurden, um gleichgesinnte Partner und Bekannte aus ihnen herauszupressen, und die weder Namen nannten noch in den Speziallichtbildkarteien irgendjemanden bezeichneten. So mancher beteuerte treuherzig, er würde der Kripo ja gerne helfen, aber leider kenne er die Namen seiner Sexualpartner nicht und sei ihnen im Übrigen auch nur bei Dunkelheit begegnet.

Es folgen Beispiele, in denen trotz Aufforderung durch einen Kriminalbeamten k e i n e Anzeige gegen Beschuldigte erhoben wurde.

Zum Schluss werden Beispiele für die aktive Unterstützung homosexueller Männer genannt/aktive Hilfe für homosexuelle Männer genannt.

Anmerkungen

 1  Vgl. hierzu die Akte Staatsarchiv Hamburg SLS 213-11: 3079/42; die beiden Denunziationen dort Bl. 4-5 (links).

 2  Vgl. hierzu die Akte Staatsarchiv Hamburg SLS 213-11: 6355/41 sowie: Gottfried Lorenz: Saarländische Emigranten in Hamburg auf der Homepage www.dr-lo.de, Nr. 90
 3  So berichtet der Polizeihauptwachtmeister Wolf am 2. August 1938 von einer vertraulichen Mitteilung, die er auf dem „Dienstweg“ erhalten habe. Danach habe Oskar Albert Jost (*1898) zweimal zwischen 4.00 und 6.00 Uhr morgens junge Männer mit in seine Wohnung genommen, die sie „erst nach längerem Verweilen“ wieder verlassen hätten. „Es wird vermutet, daß Jost eine strafbare Handlung an diesen jungen Männern begeht“ (Staatsarchiv Hamburg SLS 213-11: 9215/38 Bl. 1).

